
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ausführlich hat sich das Bundesfinanzministerium mit der umsatz-

steuerlichen Handhabung von betrieblichen Fahrzeugen auseinan-

dergesetzt. Viel Neues enthält die Verwaltungsanweisung nicht, 

aber alle Regeln sind dort übersichtlich zusammengefasst. Unter-

dessen besteht für Kapitalgesellschaften jetzt dringender Hand-

lungsbedarf. Für die zum Jahreswechsel vorgesehene Umstellung 

des Kirchensteuerabzugsverfahrens auf Gewinnausschüttungen ist 

nämlich schon jetzt Vorarbeit zu leisten. Die weiteren Themen ne-

ben diesen beiden Schwerpunktthemen finden Sie wie immer in 

der Inhaltsübersicht: 

ALLE STEUERZAHLER 

Wechsel zum Fahrtenbuch im laufenden Jahr nicht möglich  .......... 2 

Unterstützung der Hochwasser-Opfer auf dem Balkan  .................. 3 

Erbschaftsteuerfreibetrag für Pflegeleistungen .......................... 4 

Sterbegeld ist nicht steuerpflichtig  ........................................ 5 

Prozesskosten im Ausland  ................................................... 5 

UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER 

Vorsteuer und Umsatzbesteuerung bei betrieblichen Fahrzeugen ....... 2 

Erneute Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Bauträgern?  .......... 2 

Buchführungspflicht von Fahrlehrern  ...................................... 5 

Erklärung einer Betriebsaufgabe  ........................................... 6 

GMBH-GESELLSCHAFTER & -GESCHÄFTSFÜHRER 

Musterverfahren zum Pensionsalter bei Pensionsrückstellungen  ...... 4 

Haftung des Geschäftsführers nach dem Insolvenzantrag  .............. 4 

Kirchensteuerabzug auf Gewinnausschüttungen ........................... 5 

ARBEITNEHMER 

Entfernungspauschale deckt auch Tankfehler und Unfallkosten ab  ... 2 

IMMOBILIENBESITZER 

Vorfälligkeitsentschädigung wegen Verkauf ist nicht abziehbar  ....... 3 

Überschussprognose bei verbilligter Vermietung  ........................ 5 

Höhere Grunderwerbsteuer in Hessen ab August  ........................ 6 

KAPITALANLEGER 

Anerkennung von Darlehensverträgen zwischen Angehörigen  ......... 3 

 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 

SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  77  --  99//22001144  

 Jul Aug Sep 

Umsatzsteuer mtl. 10. 11. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 11. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Getränkesteuer 10. 11. 10. 

Vergnügungsteuer 10. 11. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
13. 14. 15. 

Gewerbesteuer - 15. * - 

Grundsteuer - 15. * - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
- 18. * - 

SV-Beitragsnachweis 25. 25. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 27. 26. 

* Verschiebung des Termins um je einen Tag in Gegen-

den, in denen Mariä Himmelfahrt als Feiertag gilt 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Der beste Gradmesser für die 

 Ehrlichkeit eines Menschen ist nicht 

seine Steuererklärung. Man erfährt 

viel mehr, wenn man weiß, wie er 

seine Personenwaage justiert.« 

Arthur C. Clarke 

»Das sicherste Mittel, arm 

zu bleiben, ist ein ehrlicher 

Mensch zu sein.« 

Napoleon Bonaparte 
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Vorsteuer und Umsatzbesteuerung 
bei betrieblichen Fahrzeugen 

Wie Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei voll- und teil-
unternehmerisch verwendeten Fahrzeugen zu handhaben sind, 
hat das Bundesfinanzministerium jetzt ausführlich erklärt. 

In einem 29 Seiten langen Schreiben hat das Bundesfinanzministe-

rium jetzt im Detail erklärt, wie Vorsteuerabzug und Umsatzbe-

steuerung bei voll- und teilunternehmerisch verwendeten Fahrzeu-

gen zu handhaben sind. Das Schreiben regelt sowohl die Nutzung 

durch den Unternehmer und das Unternehmen als auch die Über-

lassung von Fahrzeugen an Mitarbeiter, also insbesondere Dienst-

wagen. Die Regeln gelten in allen offenen Fällen. 

 Zuordnung: Die ertragsteuerliche Behandlung als Betriebs- oder 

Privatvermögen spielt für die umsatzsteuerliche Zuordnung ei-

nes Fahrzeugs grundsätzlich keine Rolle. Wird das Fahrzeug aus-

schließlich unternehmerisch verwendet, ist es vollständig dem 

Unternehmen zuzuordnen. Für eine ausschließlich nichtunter-

nehmerische Verwendung gilt entsprechend das Gegenteil. 

 Teilunternehmerische Verwendung: Bei einer geteilten Ver-

wendung kommt es auf die Art der nichtunternehmerischen 

Verwendung an. Ist die nichtunternehmerische Nutzung eine un-

ternehmensfremde Verwendung für private Zwecke, hat der Un-

ternehmer ein Wahlrecht und kann das Fahrzeug gar nicht, voll 

oder im Umfang der unter-

nehmerischen Nutzung an-

teilig dem Unternehmen 

zuordnen. Dagegen gilt bei 

einer nichtwirtschaftlichen 

Verwendung (nichtunter-

nehmerische Verwendung 

zu anderen als privaten 

Zwecken) ein Aufteilungs-

gebot. 

 Aufteilungsmaßstab: Maßgebend für eine teilweise Zuordnung 

zum Unternehmen ist die bei der Anschaffung beabsichtigte 

Verwendung im ersten Kalenderjahr der Nutzung. Als Maßstab 

dient das voraussichtliche Verhältnis der Jahreskilometer für 

die unterschiedlichen Nutzungsarten. Im Fall einer Ersatzbe-

schaffung kann das Aufteilungsverhältnis des Vorjahres verwen-

det werden. Seine Verwendungsabsicht muss der Unternehmer 

objektiv belegen und in gutem Glauben erklären können. 

 Unternehmerische Mindestnutzung: Für eine volle oder zu-

mindest anteilige Zuordnung zum Unternehmen muss die unter-

nehmerische Verwendung des Fahrzeugs mindestens 10 % betra-

gen. Bei einer noch geringeren Nutzung gilt ein Zuordnungsver-

bot. Die Fahrten des Unternehmers zwischen Wohnung und Be-

triebsstätte sowie Familienheimfahrten wegen einer doppelten 

Haushaltsführung zählen dabei zur unternehmerischen Nutzung. 

 Nutzungsvermutung: Bei Zweit- und Drittwagen von Einzelun-

ternehmern oder Alleinfahrzeugen bei einer nebenberuflichen 

Unternehmertätigkeit geht das Finanzamt davon aus, dass diese 

Fahrzeuge zu weniger als 10 % unternehmerisch genutzt werden. 

Das Gleiche gilt bei Personengesellschaften für die weiteren 

privat genutzten Fahrzeuge, wenn ein Gesellschafter mehr als 

ein Fahrzeug privat nutzt. 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Erneute Umkehr der Steuer-
schuldnerschaft bei Bauträgern? 

Nachdem ein Urteil des Bundesfinanzhofs 

die Umkehr der Steuerschuldnerschaft aus 

Bauleistungen an Bauträger in vielen Fäl-

len in Frage gestellt hat und das Bundes-

finanzministerium dieses Urteil bereits in 

der Praxis umgesetzt hat, könnte es mög-

licherweise bald wieder zu einer Umkehr 

der Steuerschuldnerschaft bei Bau- und 

Gebäudereinigungsdienstleistungen kom-

men. Der Bundesrat hat nämlich in seiner 

Stellungnahme zum „Gesetz zur Anpas-

sung des nationalen Steuerrechts an den 

Beitritt Kroatiens zur EU und zur Ände-

rung weiterer steuerlicher Vorschrif-

ten“ eine Regelung vorgeschlagen, die die 

alte Verwaltungsauffassung wieder her-

stellen würde.  

 

Entfernungspauschale deckt auch 
Tankfehler und Unfallkosten ab 

Bisher haben die Finanzämter in der Regel 

die Kosten für einen Unfall auf dem Ar-

beitsweg als Werbungskosten anerkannt. 

Der Bundesfinanzhof hat jetzt aber für 

den Fall eines Tankfehlers entschieden, 

dass Reparaturaufwendungen wegen der 

Falschbetankung des Autos auf der Fahrt 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

nicht als Werbungskosten abziehbar sind. 

Auch wenn es in dem Fall speziell um eine 

Falschbetankung ging, sagen die Richter 

in ihrem Urteil ganz klar, dass die Entfer-

nungspauschale auch alle außergewöhnli-

chen Kosten unabhängig von ihrer Höhe 

abdeckt. Da dies auch Unfallkosten um-

fassen würde, ist es durchaus möglich, 

dass die Finanzverwaltung mit Hinweis 

auf dieses Urteil in Zukunft keine Unfall-

kosten mehr anerkennen wird. 

 

Wechsel zum Fahrtenbuch im 
laufenden Jahr nicht möglich 

Schon lange vertreten die Finanzämter 

die Auffassung, dass jeweils für das ge-

samte Kalenderjahr dieselbe Methode zur 

Berechnung des privaten Nutzungsvorteils 

aus einem Dienstwagen zu verwenden ist. 

Ein Wechsel zur Fahrtenbuchmethode im 

laufenden Jahr ist also ausdrücklich aus-

geschlossen. Vom Bundesfinanzhof haben 

die Finanzämter nun Rückendeckung für 

diese Auffassung erhalten: Ein Fahrten-

buch ist nur dann zu Grunde zu legen, 

wenn der Arbeitnehmer das Fahrtenbuch 

für das ganze Kalenderjahr führt, in dem 

er das Fahrzeug nutzt. 
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 Vorsteuerabzug: Während bei einer vollständigen Zuordnung 

des Fahrzeugs zum Unternehmen auch ein voller Vorsteuerabzug 

aus den Anschaffungskosten möglich ist, kann bei einer nur 

teilweisen Zuordnung auch nur die auf diesen Teil entfallende 

Vorsteuer geltend gemacht werden. Im zweiten Fall unterliegt 

dann aber auch die unternehmensfremde Nutzung nicht der 

Wertabgabenbesteuerung, die bei einem vollen Vorsteuerabzug 

sonst vorzunehmen wäre. 

 Zuordnung von Gebrauchskosten: Die Aufwendungen für Be-

trieb und Instandhaltung bilden ein eigenes Zuordnungsobjekt. 

Wird also das Fahrzeug zu weniger als 10 % unternehmerisch ge-

nutzt und ist somit nicht dem Unternehmen zugeordnet, können 

trotzdem einzelne Aufwendungen dem Unternehmen zuzuord-

nen sein. So kann beispielsweise die Vorsteuer für eine Repara-

tur in Folge eines Unfalls während einer unternehmerisch veran-

lassten Fahrt in voller Höhe abgezogen werden. 

 Wartung und Treibstoff: Sonstige Leistungen und vertretbare 

Gegenstände (Verbrauchsstoffe und andere generische Sachen) 

werden unabhängig von der Zuordnung des Fahrzeugs grundsätz-

lich nur in Höhe der unternehmerischen Verwendung für das Un-

ternehmen bezogen. Ist eine direkte Zuordnung anhand der je-

weiligen Verwendung des Fahrzeugs nicht möglich, kann für die 

Aufteilung der Umsatzsteuerbeträge eine sachgerechte Schät-

zung vorgenommen werden, die gegebenenfalls später zu be-

richtigen ist. Für vollständig dem Unternehmen zugeordnete 

Fahrzeuge kann aus Ver-

einfachungsgründen der 

Vorsteuerabzug für diese 

Leistungen und Waren in 

voller Höhe geltend ge-

macht und der unterneh-

mensfremde (private) An-

teil der Wertabgabenbe-

steuerung unterworfen 

werden. 

 Zubehör und sonstige Gegenstände: Werden für das Fahrzeug 

Gegenstände bezogen, die keine vertretbaren Sachen sind, rich-

tet sich der Vorsteuerabzug nach den Verwendungsverhältnissen 

des Gegenstands. Aus Vereinfachungsgründen kann der Unter-

nehmer aber auch das Verhältnis der unternehmerischen zur 

nichtunternehmerischen Nutzung des Fahrzeugs heranziehen. 

 Private Nutzung: Die private Nutzung eines vollständig dem Un-

ternehmen zugeordneten Fahrzeugs unterliegt der Wertabgabe-

besteuerung. Zur Ermittlung der Ausgaben, die auf die unter-

nehmensfremde Nutzung des dem Unternehmen zugeordneten 

Fahrzeugs entfallen, hat der Unternehmer die Wahl zwischen 

verschiedenen Methoden. Das sind im Prinzip die selben Metho-

den wie bei der Einkommensteuer, allerdings mit zwei Unter-

schieden bei der Berechnung. Einerseits zählen die nicht mit 

Vorsteuer belasteten Ausgaben auch nicht zur Bemessungs-

grundlage, andererseits aber gilt die pauschale Kürzung für 

Elektro- und Hybridfahrzeuge nicht für die Umsatzsteuer. 

 1 %-Regelung: Ermittelt der Unternehmer für die Einkommen-

steuer den Wert der Nutzungsentnahme nach der 1 %-Regelung, 

kann er diesen Wert auch für die Umsatzbesteuerung verwen-

den. Für die nicht mit Vorsteuern belasteten Ausgaben kann ein 

pauschaler Abschlag von 20 % vorgenommen werden. Der so er-

mittelte Betrag ist der Nettowert, auf den die Umsatzsteuer zu 

Vorfälligkeitsentschädigung wegen 
Verkauf ist nicht abziehbar 

Löst ein Vermieter sein Darlehen vorzeitig 

ab, um die bisher vermietete Immobilie 

lastenfrei verkaufen zu können, kann er 

die dafür fällige Vorfälligkeitsentschädi-

gung nicht als Werbungskosten bei den 

Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung abziehen. Für den Bundesfinanzhof 

liegt in diesem Fall klar auf der  Hand, 

dass die Entschädigung nicht durch die 

Vermietungstätigkeit, sondern durch den 

Verkauf veranlasst ist. Daran ändert sich 

auch nichts durch die aktuelle Recht-

sprechung zum Abzug nachträglicher 

Schuldzinsen, denn dieser Abzug ist nur 

möglich, wenn der Verkaufserlös nicht zur 

Tilgung des Darlehens ausreicht. 

 

Anerkennung von Darlehens-
verträgen zwischen Angehörigen 

Nachdem der Bundesfinanzhof im Herbst 

letzten Jahres entschieden hatte, dass 

das Finanzamt bei der Prüfung von Darle-

hensverträgen zwischen Angehörigen auch 

den Anlass der Darlehensaufnahme be-

rücksichtigen muss, hat die Finanzverwal-

tung jetzt reagiert. In einem Schreiben 

hat das Bundesfinanzministerium die Fi-

nanzämter angewiesen, nun neben bank-

üblichen Darlehensverträgen auch bank-

übliche Geldanlagevereinbarungen für ei-

nen Fremdvergleich zu berücksichtigen, 

sofern ein Darlehensvertrag zwischen An-

gehörigen neben dem Interesse des 

Schuldners an der Erlangung zusätzlicher 

Mittel außerhalb einer Bankfinanzierung 

auch dem Interesse des Gläubigers an ei-

ner gut verzinslichen Geldanlage dient. 

 

Unterstützung der Hochwasser-
Opfer auf dem Balkan 

Starke, anhaltende Regenfälle hatten in 

Südosteuropa ganze Landstriche über-

schwemmt, die Strom- und Trinkwasser-

versorgung unterbrochen und Brücken 

zerstört, so dass einige Dörfer von der 

Außenwelt abgeschnitten sind. Eine zu-

sätzliche Bedrohung geht von freigespül-

ten Minen aus dem Bosnienkrieg aus. Wie 

bei früheren Naturkatastrophen hat das 

Bundesfinanzministerium auch diesmal in 

einem Schreiben die steuerlichen Erleich-

terungen für Spenden und Unterstüt-

zungsmaßnahmen zugunsten der Opfer 

aufgelistet. Die Erleichterungen entspre-

chen im Wesentlichen den Regelungen bei 

früheren Naturkatastrophen und gelten 

für Hilfsmaßnahmen, die bis zum 31. De-

zember 2014 durchgeführt werden. 
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berechnen ist. Beträgt die betriebliche Nutzung allerdings we-

niger als 50 %, dann ist die 1 %-Regelung ausgeschlossen. Der für 

die Einkommensteuer ermittelte private Nutzungsanteil ist dann 

auch der Umsatzsteuer zu Grunde zu legen. 

 Fahrtenbuchregelung: Die Ermittlung des privaten Nutzungsan-

teils per Fahrtenbuch für die Einkommensteuer ist auch für die 

Umsatzsteuer zu verwenden. Die nicht mit Vorsteuern belaste-

ten Ausgaben sind hier aber in exakter Höhe abzuziehen. 

 Schätzung: Wendet der Unternehmer die 1 %-Regelung nicht an, 

und liegt auch kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch vor, ist der 

private Nutzungsanteil für Umsatzsteuerzwecke anhand geeig-

neter Unterlagen zu schätzen. Dafür kommen insbesondere Auf-

zeichnungen für einen repräsentativen Zeitraum in Frage, aus 

denen sich zumindest die unternehmerischen Fahrten mit 

Fahrtziel und gefahrenen Kilometern und die Gesamtkilometer 

ergeben. Liegen keine geeigneten Unterlagen vor, ist die Pri-

vatnutzung mit mindestens 

50 % zu schätzen, soweit 

sich aus den besonderen 

Verhältnissen des Einzelfalls 

nichts Gegenteiliges ergibt. 

 Dienstwagen: Für die Über-

lassung von Fahrzeugen an 

das Personal gelten in wei-

ten Teilen dieselben Regeln 

wie für die Privatnutzung durch den Unternehmer. Der Regelfall 

aus umsatzsteuerlicher Sicht ist eine entgeltliche Überlassung 

des Fahrzeugs an Mitarbeiter, wobei das Entgelt des Arbeitneh-

mers in der Regel aus dessen anteiliger Arbeitsleistung für die 

Privatnutzung des Dienstwagens besteht. Eine Entgeltlichkeit 

liegt vor, wenn das Fahrzeug dem Arbeitnehmer für eine gewis-

se Dauer zur Privatnutzung überlassen wird. 

 Bemessungsgrundlage: Bemessungsgrundlage für die Umsatz-

steuer sind in der Regel die Gesamtausgaben für die Überlas-

sung des Fahrzeugs. Dazu gehören auch die Ausgaben, bei de-

nen ein Vorsteuerabzug nicht möglich ist (keine pauschale Kür-

zung von 20 % bei der 1 %-Regelung). Der so ermittelte Wert ist 

der Nettowert, auf den die Umsatzsteuer aufzuschlagen ist. Für 

die Umsatzsteuer können anstelle der Ausgaben auch die lohn-

steuerlichen Werte verwendet werden, wobei aber keine Kür-

zung für Elektro- und Hybridfahrzeuge vorzunehmen ist. Die 

lohnsteuerrechtlichen Werte gelten als Bruttowerte, aus denen 

die Umsatzsteuer herauszurechnen ist. Die Fahrten zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie die Familienheim-

fahrten aus Anlass einer doppelten Haushaltsführung zählen um-

satzsteuerrechtlich zu den Privatfahrten des Arbeitnehmers. 

 Unentgeltliche Überlassung: Eine unentgeltliche Überlassung 

an das Personal liegt ausnahmsweise dann vor, wenn die private 

Nutzung des Fahrzeugs derart gering ist, dass sie für die Ge-

haltsbemessung keine wirtschaftliche Rolle spielt, und eine wei-

tergehende private Nutzungsmöglichkeit ausscheidet. Das ist 

der Fall, wenn dem Arbeitnehmer das Fahrzeug aus besonderem 

Anlass oder zu einem besonderen Zweck nur gelegentlich an 

nicht mehr als fünf Tagen im Kalendermonat für private Zwecke 

überlassen wird. Die Berechnung der Umsatzsteuer folgt den-

selben Regeln wie bei der entgeltlichen Überlassung, allerdings 

sind die nicht mit Vorsteuern belasteten Ausgaben hier nicht 

mit einzubeziehen.  

Musterverfahren zum Pensions-
alter bei Pensionsrückstellungen 

Im Jahr 2008 hatte die Finanzverwaltung 

festgelegt, dass für die Berechnung von 

Pensionszusagen bei beherrschenden Ge-

sellschafter-Geschäftsführern von einem 

Mindestpensionsalter von 66 bzw. 67 Jah-

ren auszugehen ist. Bei vielen Gesell-

schaften mussten die Pensionszusagen 

neu bewertet werden. Finanzämter dür-

fen das Pensionsalter, das zwischen ei-

nem Gesellschafter und der GmbH ver-

einbart worden ist, aber nicht eigenmäch-

tig anheben, wie kürzlich der Bundesfi-

nanzhof entschieden hat. Der Bund der 

Steuerzahler informiert nun über ein 

zweites Verfahren, in dem das Finanzamt 

jetzt die Revision gegen die erfolgreiche 

Klage einer GmbH zurückgenommen hat. 

Betroffene Gesellschaften sollten sich da-

her nicht auf die Rechenweise der Finanz-

verwaltung einlassen und bei der Berech-

nung der Rückstellung auf das vertraglich 

vereinbarte Pensionsalter bestehen.  

 

Haftung des Geschäftsführers 
nach dem Insolvenzantrag 

Allein der Antrag auf Eröffnung des Insol-

venzverfahrens befreit einen GmbH-

Geschäftsführer nicht von der Pflicht, die 

Lohnsteuer ans Finanzamt abzuführen. 

Das Finanzgericht Köln kommt zu dem Er-

gebnis, dass der Geschäftsführer daher 

weiter für die Abführung der Lohnsteuer 

haftet. Daran ändert auch eine mögliche 

Anfechtung der Zahlung durch den Insol-

venzverwalter nichts. Sind bei Fälligkeit 

der Lohnsteuer liquide Mittel vorhanden, 

hat der Geschäftsführer die Pflicht zu de-

ren Abführung so lange, bis ihm durch Be-

stellung eines Insolvenzverwalters oder 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens die 

Verfügungsbefugnis entzogen wird. 

 

Erbschaftsteuerfreibetrag für 
Pflegeleistungen 

Bis zu 20.000 Euro sind von der Erbschaft-

steuer befreit, wenn der Erbe dem Erblas-

ser Unterhalt gewährt oder ihn unentgelt-

lich gepflegt hat. Allerdings gilt dieser 

Freibetrag nicht für Kinder und andere 

nahe Verwandte, wie das Bayerische Lan-

desamt für Steuern jetzt verfügt hat. Der 

Freibetrag gelte nämlich nicht für Erben, 

die gesetzlich zur Pflege (Ehegatten und 

Lebensparter) oder zum Unterhalt (Kin-

der) verpflichtet sind. Auch wenn Kinder 

nicht zur Pflege ihrer Eltern verpflichtet 

sind, genügt schon die gesetzliche Unter-

haltspflicht für einen Ausschluss des Erb-

schaftsteuerfreibetrags. 
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Kirchensteuerabzug auf Gewinnausschüttungen 

Für das neue Kirchensteuerabzugsverfahren auf Gewinnaus-
schüttungen von Kapitalgesellschaften müssen sich die Gesell-
schaften schon jetzt registrieren lassen. 

Ab dem 1. Januar 2015 gilt ein neues Verfahren für den Kirchen-

steuerabzug aus Kapitalerträgen. Die Banken haben schon im letz-

ten Jahr damit begonnen, ihre Kunden zu informieren, aber auch 

Kapitalgesellschaften, die mindestens eine natürliche Person als 

Gesellschafter haben, müssen auf das neue Verfahren umstellen. 

Das Verfahren gilt nämlich auch für Gewinnausschüttungen. 

Nach dem neuen Verfahren muss jede Kapitalgesellschaft zwischen 

dem 1. September und dem 31. Oktober eines Jahres eine soge-

nannte Regelabfrage über das Kirchensteuerabzugsmerkmal 

(KiStAM) ihrer Gesellschafter beim Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) stellen. Die Ergebnisse der Regelabfrage sind dann dem Ab-

zug der Kirchensteuer auf die Kapitalertragsteuer im Folgejahr zu-

grunde zu legen. Außerhalb dieses Zeitraums sind Abfragen der 

KiStAM möglich, wenn sich 

die Gesellschaftsverhältnisse 

ändern (neuer Gesellschafter) 

oder ein Gesellschafter dies 

beantragt. 

Damit die für 2015 relevante 

Regelabfrage in diesem Jahr 

gestellt werden kann, müssen 

sich die Kapitalgesellschaften 

bis zum 31. August 2014 beim BZSt registrieren lassen und die Zu-

lassung zum Verfahren beantragen. Noch nicht registrierte Kapi-

talgesellschaften müssen daher dringend aktiv werden, damit die 

Regelabfrage im Herbst durchgeführt werden kann. Die Registrie-

rung der Gesellschaft und die Erteilung der Zulassung erfordern 

verschiedene Schritte, die mehrere Wochen dauern können: 

 Information der Gesellschafter: Rechtzeitig vor jeder Abfrage 

des KiStAM beim BZSt müssen die Gesellschafter über die bevor-

stehende Abfrage informiert werden. Die Gesellschafter haben 

nämlich das Recht, beim BZSt der Übermittlung ihrer Konfessi-

onszugehörigkeit zu widersprechen und einen Sperrvermerk ein-

tragen zu lassen. Der Antrag muss spätestens zwei Monate vor 

dem Datum des jeweiligen Abrufs beim BZSt eingehen. 

 Daten der Gesellschafter: Für die Abfrage des KiStAM ist neben 

dem Namen auch die Steueridentifikationsnummer und das Ge-

burtsdatum jedes Gesellschafters notwendig. Soweit die Anga-

ben noch nicht vorliegen, bietet es sich an, diese mit der In-

formation der Gesellschafter über den Abruf anzufordern. Auch 

wenn ein Gesellschafter einen Sperrvermerk beantragt hat, sind 

diese Daten notwendig, denn die Regelabfrage ist in jedem Fall 

durchzuführen. 

 Zertifikat beantragen: Das BZSt bietet verschiedene Übermitt-

lungswege für die KiStAM-Abfrage an. Für Kapitalgesellschaften 

empfiehlt sich die Nutzung des BZStOnline-Portals (BOP) unter 

der Webadresse https://www.elsteronline.de/bportal, in dem 

die Daten per Webformular abgefragt werden können. Dafür ist 

aber ein Zertifikat notwendig, dessen Beantragung mehrere 

Wochen dauern kann. Wer bereits über ein ELSTER- oder BOP-

Zertifikat verfügt, kann dieses verwenden und braucht kein 

neues Zertifikat beantragen. 

Sterbegeld ist nicht steuerpflichtig 

Ein als Zuschuss zu den Bestattungskosten 

von einer berufsständischen Versorgungs-

einrichtung gewährtes Sterbegeld unter-

liegt nicht der Einkommensteuer.  Anders 

als das Finanzamt sieht das Finanzgericht 

Baden-Württemberg das Sterbegeld nicht 

als kapitalisierte wiederkehrende Bezüge 

an, die einkommensteuerpflichtig wären. 

Das Finanzamt hat beim Bundesfinanzhof 

aber Revision eingelegt. 

 

Prozesskosten im Ausland 

Wieder mal hat ein Finanzgericht über die 

mittlerweile gesetzlich ausgeschlossene 

Abziehbarkeit von Prozesskosten als au-

ßergewöhnliche Belastung entschieden. 

Das Niedersächsische Finanzgericht hält in 

einem Fall, der vor der Gesetzesänderung 

liegt, die im Ausland angefallenen Pro-

zesskosten für abziehbar. Anders als das 

Finanzgericht Düsseldorf hält es die An-

sicht des Bundesfinanzhofs für gerechtfer-

tigt, und dass die Prozesskosten im Aus-

land (im Streitfall in Rumänien) angefal-

len sind, ändert daran ebenfalls nichts.  

 

Buchführungspflicht 
von Fahrlehrern 

Fahrschulen sind nach dem Fahrlehrerge-

setz verpflichtet, verschiedene Aufzeich-

nungen über die tägliche Anzahl der Fahr-

stunden und die Ausbildung der Fahrschü-

ler zu führen. Das Finanzgericht Rhein-

land-Pfalz meint, dass diese branchenspe-

zifische Aufzeichnungspflicht auch als 

steuerliche Aufzeichnungspflicht anzuse-

hen ist, womit die Unterlagen nicht nur 

vier Jahre, sondern sechs Jahre aufzube-

wahren sind. Wenn die Fahrschule bei ei-

ner Betriebsprüfung diese Unterlagen da-

her nicht vorlegen kann, ist das Finanz-

amt nach Meinung des Gerichts berech-

tigt, den Gewinn zu schätzen. 

 

Überschussprognose bei 
verbilligter Vermietung 

Seit 2012 gilt für eine verbilligte Vermie-

tung nur noch ein Grenzwert von 66 % der 

ortsüblichen Miete, oberhalb dem die 

Werbungskosten in voller Höhe abziehbar 

sind. Durch diese Vereinheitlichung sollte 

die streitanfällige Überschussprognose, 

die früher bei weniger als 75 % der orts-

üblichen Miete aufzustellen war, über-

flüssig werden. Die Gesetzesänderung än-

dert für das Finanzgericht Hamburg aber 

nichts daran, dass für Vorjahre weiterhin 

eine Überschussprognose aufzustellen ist. 

https://www.elsteronline.de/bportal


 

 6 

 KiStAM-Zulassung beantragen: Als letzter Schritt ist eine An-

meldung für das KiStAM-Verfahren im BOP notwendig. Erfolgt 

eine Übermittlung nämlich ohne vorherige Anmeldung, wird 

diese automatisch abgewiesen. 

Das BZSt bietet eine kostenlose Hotline für technische Fragen zur 

Zertifizierung und Zulassung an, die werktags zwischen 8:00 und 

16:00 Uhr unter der Nummer (0800) 800 75455 erreichbar ist. Wei-

tere Informationen zum BOP und zur KiStAM-Abfrage gibt es auch  

auf der Website des BZSt (http://www.bzst.de) in der Rubrik „Kir-

chensteuer auf Abgeltungsteuer“ unter dem Menüpunkt „Steuern 

National“.  

Im Frage-und-Antwort-Katalog erklärt das BZSt auch, dass es in be-

stimmten Fällen eine Ausnahme für Ein-Mann-GmbHs gibt: Die Zu-

lassung zum Verfahren ist dann nicht erforderlich, wenn der Kir-

chensteuerabzugsverpflichtete sicher ausschließen kann, dass eine 

Kirchensteuer abzuführen ist. Sicher ist der Ausschluss aber nur 

dann, wenn der Alleingesellschafter-Geschäftsführer als einzige 

natürliche Person des Kirchensteuerabzugsverpflichteten keiner 

steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört oder konfessi-

onslos ist und bleibt. Sowie der GmbH eine zweite natürliche Per-

son angehört, hat sich die Kapitalgesellschaft beim BZSt zum Ver-

fahren zuzulassen und die Kirchensteuermerkmale abzufragen.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Erklärung einer Betriebsaufgabe 

Die Erklärung einer Betriebsaufgabe ge-

genüber dem Finanzamt muss wegen ihrer 

enormen Folgen eindeutig sein und kann 

nicht rückwirkend abgegeben werden. Für 

den Bundesfinanzhof ist daher aus Nach-

weisgründen so lange von einer Fortfüh-

rungsabsicht auszugehen, bis der Unter-

nehmer klar und eindeutig erklärt, dass er 

die gewerbliche Tätigkeit nicht wieder 

aufnehmen wird. Die Angabe einer Be-

triebsentnahme in der Steuererklärung für 

ein früheres Jahr gilt daher im Zweifel 

nicht als Betriebsaufgabeerklärung, weil 

eine Rückwirkung ausgeschlossen und 

nicht eindeutig klar ist, ob der Unterneh-

mer stattdessen eine Betriebsaufgabe auf 

den Zeitpunkt des Eingangs der Steuerer-

klärung beim Finanzamt erklären will. 

 

Höhere Grunderwerbsteuer 
in Hessen ab August 

Die ursprünglich für 2015 vorgesehene Er-

höhung der Grunderwerbsteuer in Hessen 

kommt nun wohl früher als geplant. Im 

Gesetzentwurf der schwarz-grünen Lan-

desregierung wird als Stichtag für die Er-

höhung von 5 % auf 6 % der 1. August 2014 

genannt. 

 
 

http://www.bzst.de/


 

Fundstellen zum Mandanten-Rundschreiben 6/2014 
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 Buchführungspflicht von Fahrlehrern: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 1. April 2014, Az. 5 K 1227/13 

 Entfernungspauschale deckt auch Tankfehler und Unfallkosten ab: BFH, Urteil vom 20. März 2014, 
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 Prozesskosten im Ausland: FG Niedersachsen, Urteil vom 8. Januar 2014, Az. 3 K 11296/12, Revision 
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 Sterbegeld ist nicht steuerpflichtig: FG Baden-Württemberg, Urteil vom 13. November 2013, Az. 4 K 
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 Überschussprognose bei verbilligter Vermietung: FG Hamburg, Urteil vom 19. September 2013, Az. 3 
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 Unterstützung der Hochwasser-Opfer auf dem Balkan: BMF-Schreiben IV C 4 - S 2223/07/0015 :011 
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 Vorfälligkeitsentschädigung wegen Verkauf ist nicht abziehbar: BFH, Urteil vom 11. Februar 2014, 
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